
l.Beiblatt 27eScpt,. 1948. 

205!A.B. 
zu 180/J 

Lcgitimationspflic!':...t für die Bc~~nslung neuer Konten 

und A~kunftspflich~_c!9r G_I?'±'di~st~tlltcan die Finanzbehörden, 

In Beantwortung·der Anfrage der Abg.lng.S c h u m y und Genossen vom 

l8.Februar 1948, betreffend das wi.rtschaftsschädigende Vorgehen der Finanzbe­

hörden nach .§§ 163 unp' 175 ff der Abgabenordnung, teilt der Bundesminister für 

Finanzen Dr.Z i m m e r man n mit: 

Die gegen den Wciterbestllnd des § 163 der Abgabenordnung vorgebrachten 

Bedenken sind dadurch gegenstandslos geworden 1 dass. diese Bes titIlIllung auf 

Grund des über Antrag der Ahg~ IngoRaa.b und Genossen erlassenen BU!1&8sgcsetzcs 

vom 8.Juli 1948, BGBl.Nr,,151 (l.Novelle zur AbgQ.benordnUng), tl.tifgc~lOben wurde. 

Was den die Auskunftspflicht regelnden § 175 der Abgabenordnung 

a.nlangt, so war die Finanzverwaltung ausnahmsweise allerdings zur Inanspruohnahme 

einer allgemeinen Auskunftspflicht genötigt, wie sie auch im § 269 des früheren 
I 

östorroichiscl1en Personalsteucrgosctzcs vorgosehen gewesen War5 

Die Besorgnis, es könnten sich derartige Fälle dar Inanspruohnahme 

einer allgemeinen Auskunftspflicht in HinkLmft wiederholen, ist jedoch u.nbegründet" 

Das Bundesministerium für Finanzen hat vielmehr die nachgeordneten 

Behörden dahin angewiesen, dass von der 1:..uskunftspflicht grundsätzlich nur im 

Zug bestimmter VcranlngunGsvcrfal1rcn Gebrauch gemacht werden soll. 

-e-~-e~Q"'" 
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